
3.1 Haager Abkommen zur Regelung des Geltungsbereichs der Gesetze auf dem Gebiete 

der Eheschließung [Haager Eheschließungsabkommen]
1
 

Vom 12.06.1902 (RGBl. 1904 S. 221) 

Artikel 1   Recht zur Eingehung einer Ehe 

Das Recht zur Eingehung der Ehe bestimmt sich in Ansehung eines jeden der Verlobten nach dem 

Gesetze des Staates, dem er angehört (Gesetz des Heimatstaats), soweit nicht eine Vorschrift dieses 

Gesetzes ausdrücklich auf ein anderes Gesetz verweist. 

Artikel 2   Ehehindernisse 

(...) 

(3) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 6 Abs. 1 dieses Abkommens ist kein Vertragsstaat 

verpflichtet, eine Ehe schließen zu lassen, die mit Rücksicht auf eine vormalige Ehe oder auf ein 

Hindernis religiöser Natur gegen seine Gesetze verstoßen würde. Die Verletzung eines derartigen 

Ehehindernisses kann jedoch die Nichtigkeit der Ehe in einem anderen Lande als in dem, wo die Ehe 

geschlossen wurde, nicht zur Folge haben. 

Artikel 3   Ehehindernisse religiöser Natur 

(1) Das Gesetz des Ortes der Eheschließung kann ungeachtet der Verbote des in Artikel 1 

bezeichneten Gesetzes die Ehe von Ausländern gestatten, wenn diese Verbote ausschließlich auf 

Gründen religiöser Natur beruhen. 

(2) Die anderen Staaten sind berechtigt, einer unter solchen Umständen geschlossenen Ehe die 

Anerkennung als eine gültige Ehe zu versagen. 

Artikel 5   Form der Eheschließung 

(1) In Ansehung der Form ist die Ehe überall als gültig anzuerkennen, wenn die Eheschließung dem 

Gesetze des Landes, in welchem sie erfolgt ist, entspricht. 

(2) Doch brauchen die Länder, deren Gesetzgebung eine religiöse Trauung vorschreibt, die von ihren 

Angehörigen unter Nichtbeachtung dieser Vorschrift im Ausland eingegangenen Ehen nicht als gültig 

anzuerkennen. 

(...) 

Artikel 6   Diplomatische und konsularische Ehe 

(1) In Ansehung der Form ist die Ehe überall als gültig anzuerkennen, wenn sie vor einem 

diplomatischen oder konsularischen Vertreter gemäß seiner Gesetzgebung geschlossen wird, 

vorausgesetzt, dass keiner der Verlobten dem Staate, wo die Ehe geschlossen wird, angehört und 

dieser Staat der Eheschließung nicht widerspricht. Ein solcher Widerspruch kann nicht erhoben 

werden, wenn es sich um eine Ehe handelt, die mit Rücksicht auf eine vormalige Ehe oder ein 

Hindernis religiöser Natur gegen seine Gesetze verstoßen würde. 

                                                           
1
 Anm.: Das Abkommen gilt heute gemäß der Bekanntmachung vom 14. Februar 1955 (BGBl. II S. 188) nur 

noch im Verhältnis zu Italien. 



(2) Der Vorbehalt des Artikel 5 Abs. 2 findet auf die diplomatischen oder konsularischen 

Eheschließungen Anwendung. 

 


